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	Zu kurz gedacht 

Es gibt gute Gründe das Volksbegehren Pro Reli abzulehnen
von Lorenz Maroldt, Chefredakteur des Tagesspiegels
Die Initiative Pro Reli hat gute Chancen, das Pflichtfach Ethik zu Fall zu bringen. Denn so gottlos, wie zuweilen behauptet, ist Berlin nicht. 1,4 Millionen Christen leben in der Stadt, dazu hunderttausende Angehörige anderer Religionen. Bei vielen von ihnen wird der Eindruck erweckt, es gehe der Initiative lediglich um die Wahlfreiheit von Schülern und Eltern, um das gleichberechtigte Nebeneinander der Wahlpflichtfächer Religion je nach Konfession sowie dem neutralen Fach Ethik. Und wählen können, kann ja eigentlich so falsch nicht sein.

Das aber ist zu kurz gedacht. Denn der rot-rote Senat hat den konfessionellen Religionsunterricht ja nicht aus den Schulen verbannt. Als Wahlfach wird ein solches Fach, wo gewünscht, in der jeweiligen Glaubensrichtung weiter angeboten, wenn auch nach der Kernschulzeit. Nun sagen manche, die Entscheidung des Senats für das Wahlpflichtfach Ethik anstelle von Religion sei Ausdruck eines ideologischen Kampfes, bei dem den Menschen der Glaube an etwas anderes als die Segnungen der Politik mit aller Macht ausgetrieben werden soll. Bereits jetzt sei die Zahl der TeilnehmerInnen am freiwilligen konfessionellen Unterricht um 20 Prozent geschrumpft. Vielleicht mag das ideologische Moment bei dem einen oder anderen sogar mitgespielt haben. Aber das wäre dann eine erbärmliche Minderheit, denn es gibt auch richtig gute Gründe, das Volksbegehren abzulehnen und an den Schulen in Sachen Religion und Ethik in den Klassen 7 bis 10 alles so zu belassen, wie es jetzt seit zwei Jahren ist.

Das Fach Ethik soll und kann das Verständnis für andere Religionen fördern und damit auch ein besseres Zusammenleben in der Stadt. Konfessioneller Unterricht kann das nicht ausgleichen, und der Islamunterricht wollte das erst gar nicht. Zum Teil geriet völlig außer Kontrolle, was dort gelehrt wurde. Was also würde passieren, wenn das Volksbegehren erfolgreich wäre, wenn ein Volksentscheid Schüler und Eltern tatsächlich vor die Wahl stellte?

Ethik würde vielerorts abgewählt zugunsten des konfessionellen Religionsunterrichts, ganz bestimmt jedenfalls in Schulen mit einem hohen Anteil moslemischer Schüler. 
Über das Christentum und damit auch mittelbar über fundamentale Grundsätze unserer Gesellschaft erführen diese Schüler kaum das, was im Interesse einer gelungenen Integration wünschenswert wäre. Und auch umgekehrt gilt: In einem christlichen Religionsunterricht wird Verständnis für den Islam wohl eher weniger gepredigt. So konterkariert das Volksbegehren die Bemühungen, die Probleme bei der Integration verschiedener Kulturen in die Mehrheitsgesellschaft abzubauen. 

Sollte man nicht zudem davon ausgehen, dass Eltern, denen ihre Religion wirklich wichtig ist, ihren Kindern das Wissen und Erleben darüber auch außerhalb der Schule vermitteln? Zuhause, beim Gebet am Tisch oder unter dem Christbaum, bei Taufen, Hochzeiten, in der Kirche, der Moschee, beim Konfirmandenunterricht, Kommunionsunterricht, Koranunterricht? Es mag sich jeder, der bewusst einer Religion angehört und sie lebt, selber prüfen, was prägend dafür war. Der Religionsunterricht wird es in den seltensten Fällen gewesen sein. 

So schrumpft der Streit im Kern auf die Frage, ob konfessioneller Religionsunterricht in den Klassen 7 bis 10 vormittags oder nachmittags stattfindet. Das aber ist die Aufregung und den Aufwand nicht wert. Und das sage ich als evangelischer Christ, aufgewachsen im katholischen Köln.
	


